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MilizsystemzweiteSäule

Denn viele
wissen nicht,
was sie tun

S
o unverblümt wie Ulrich Grete, damals
noch Verwaltungsratspräsident des AHV-
Ausgleichsfonds, formulierte es keiner:
„Die Stiftungsräte der Pensionskassen sind
Stümper.“ Das Gesetz schreibe leider nicht
vor, dass ein Stiftungsrat sachverständig

sein müsse. Grete traf sein ungnädiges Urteil im Um-
feldmehrerer Pensionskassen-Skandale.
Wie qualifiziert Stiftungsräte tatsächlich für ihre

Aufgabe sind, dazu gibt es ganz wenige Hinweise und
kaum repräsentative Daten: Die Zeitschrift „Beobach-
ter“ befragte 2000 und 2006 die Mitglieder ausgewähl-
ter Stiftungsräte. Nur ein Drittel der Antwortenden
stufte sich als „sattelfest“ ein. Gleichwohl fühlten sich
Stiftungsräte selten überfordert – sie tun sich aber
schwer, die Anlagestrategie zu beurteilen und sind in
Finanzfragen auf die Einschätzung durch Fachspezia-
listen angewiesen.Wer jedoch Fragen stelle, komme zu
entsprechenden Antworten.
In der Studie „Praxis von Stiftungsräten“, durchge-

führt von der Universität Sankt Gallen (2006), sahen 89
Prozent der Befragten grosses Verbesserungspotenzial
im Bereich „Qualifikation und Fachwissen“ und orte-
ten bei sich Lücken bezüglich Risikomanagement,
beim Investment Controlling, bei der strategischen
Ausrichtung sowie beim systematischen Management
der Arbeitsabläufe. Und als der VPS-Verlag im Sommer
2010 ein „Führungsdrehbuch“ für Stiftungsräte prä-
sentierte (spn Juli/August 2010), offenbarte eine zuvor
durchgeführte Umfrage grosse Defizite: Ein Viertel der
Stiftungsräte konnte den Rentneranteil der eigenen
Kasse bezogen auf das verwaltete Vermögen nicht an-

nähernd schätzen und 12 Prozent wussten nicht, wie
hoch der technische Zins ihrer Kasse ist. Dazu schrei-
ben die Autoren des „Führungsdrehbuchs“ in vorneh-
mer Zurückhaltung: „Viele Führungsverantwortliche
von Vorsorgeeinrichtungen wachsen mit wenig Vorbe-
reitung in ihre Funktion hinein.“

Der Bericht zur Zukunft der beruflichen Vor-
sorge, der zurzeit in der Vernehmlassung ist, äus-
sert sich nicht zur Qualifikation der Akteure. Die aus-
sagekräftigste Studie bezüglich Kompetenz von Stif-
tungsräten wurde vom Berner Politikforschungsbüro
Vatter im Auftrag des Bundesamtes für Sozialversiche-
rungen BSVals Forschungsbericht Nummer7 („Umset-
zung undWirkungen der Vorschriften über die paritä-
tische Verwaltung“) im Jahr 2009 publiziert. Der
Gesetzgeber hat bekanntlich die Stiftungsratsausbil-
dung gesetzlich verankert – als Antwort auf steigende
fachliche Ansprüche an Stiftungsräte und allfällige
Kompetenzdefizite –, insbesondere der Arbeitnehmer-
vertreter. Die Studie untersucht, wie die Gesetzesrevi-
sion umgesetzt wurde. Sie kann als E-Bericht vonwww.
bsv.admin.ch heruntergeladen werden. Datenbasis
sind eine online durchgeführte Befragung von 340 Stif-
tungsräten und 19 Leitfadeninterviews mit Fachperso-
nen. Hier einige Ergebnisse:

■ Die Pensionskassen sind verpflichtet (Artikel 51
Absatz 6 BVG), die „Erst- und Weiterbildung“ so zu
gewährleisten, dass Stiftungsräte „ihre Führungs-
aufgaben wahrnehmen können“. Laut Umfrage ver-

Wie kompetent die Laiengremien
der Stiftungsräte agieren,

wurde bisher kaumevaluiert,
berichtet Bernhard Raos

„vieleführungsverant-
wortlichewachsenmit
wenigvorbereitunginihre
funktionhinein.“
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bringen die Stiftungsräte knapp zwei Tage pro Jahr
in Aus- undWeiterbildung. Der Anteil der Kursmuf-
fel konnte allerdings nicht widerspruchsfrei eruiert
werden. Wertet man die Antworten zur internen
und externen Ausbildung aus, besuchen 24 Prozent
aller Stiftungsräte keine Fortbildung. In Sammelstif-
tungen liegt dieser Wert mit 30,7 Prozent noch
höher. Dies, obwohl das Ausbildungsangebot seit
der BVG-Revision stark gewachsen ist und laut Inter-
viewpartner auch rege genutzt werde.
Von den befragten Vorsorgeeinrichtungen beant-

worteten 25 die Ausbildungsfrage unklar. Dennoch
geht die Studie davon aus, dass dieMehrheit der Kas-
sen eigene Aus- und Weiterbildungen anbietet. Vor
allem Sammelstiftungen setzen zu 60 Prozent auf
interne Kurse. Die Befragten sind damit mehrheit-
lich zufrieden, weil so stiftungsspezifische Prob-
leme angegangen würden. Zudem sei eine
interne Ausbildung kostengünstiger und orga-
nisatorisch weniger aufwendig. Oftmals wird
für die Ausbildung der eigene Geschäftsfüh-
rer, der Pensionskassenexperte oder die
eigene Kontrollstelle herangezogen. Die
Autoren der Studie erwähnen die Kehrseite:
Die Chance zumAustauschmit Stiftungsrä-
ten anderer Pensionskassen undmit unab-
hängigen Fachleuten wird nicht genutzt,
stattdessenwird „das Risiko der Betriebs-
blindheit und der Manipulierbarkeit
der Milizvertreter durch die Profis der
eigenen Stiftung in Kauf genommen“.
(Siehe dazu auch das Interview mit
Professor Karsten Döhnert von der
Hochschule Luzern, Seite 48.)

Gut die Hälfte der Antwortenden in der Umfrage
gibt an, beim Eintritt in den Stiftungsrat einen
externen Ausbildungskurs besucht zu haben. Aber
29 Prozent erklären, dass sie während ihrer Amts-
zeit keinen solchen externen Kurs gemacht haben.
Wer sich extern weiterbildet, ist davon nur zu 7 Pro-
zent nicht oder eher nicht befriedigt. Amhäufigsten
werden Kurse zu den rechtlichen Grundlagen der
beruflichen Vorsorge belegt, vor Angeboten zu versi-
cherungstechnischem Fachwissen.
Bemängeltwird, dass die Stiftungsratsausbildungen
zu viel Wert auf Detail- und Fachwissen und zu
wenig auf die Schulung der Management-, Urteils-
und Führungsfähigkeiten legten: „Hier wird nach
Ansicht mehrerer Befragter die Chance vertan, das
Rollenbewusstsein der Stiftungsräte als kritische
Fragesteller undals zuständige Personen für die stra-
tegische Steuerung der Stiftung zu stärken.“ Auch
würden häufig nicht jene Kurse besucht, die eigent-
lich am sinnvollsten wären und Ausbildung werde

„lautumfrageverbringen
diestiftungsräteknappzwei
tageprojahrinaus-und
weiterbildung.“
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noch zu oft als Pflichtübung abgewickelt. Kommt
dazu, dass Ausbildung ausgerechnet in kleineren
Pensionskassen, wo tendenziell die grösseren Kom-
petenzdefizite bestehen, aus Kostengründen weni-
ger systematisch betrieben werden als in grossen
Vorsorgeeinrichtungen.
Zudem orten die Interviewpartner ein generelles
Manko: Bislang gebe es keine einheitlich anerkann-
ten Qualitätsstandards für die Vielfalt an Anbietern.
Und: „Aus- und Weiterbildung kann Erfahrung und
Motivation nicht ersetzen. Auch nicht das stabile
Rückgrat, welches notwendig ist, um unbequeme
Fragen zu stellen.“ Gemäss Studie liegt die zeitliche
Belastung der Stiftungsratsmitglieder bei rund 56
Stunden pro Jahr. Die Angaben streuen stark. Knapp
die Hälfte der Stiftungsräte investiert zwischen 20
und59Stunden. Eher selten ist einAufwandvondrei
und mehr Arbeitswochen. Die Arbeitgebervertreter
engagieren sich zeitlich etwas mehr, Arbeitnehmer-
vertreter etwas weniger.

■ Kursbesuche sagen nichts darüber aus, ob Stiftungs-
räte ihrer Aufgabe fachlich gewachsen sind. Es geht

somit umdie Frage, ob die gesetzlichen Vorschriften
nicht nur formal umgesetzt, sondern auch in der
Praxis wirksam sind. 90 Prozent der Antwortenden
sehen sich selbst als genügend bis gut in der Lage,
ihreFührungsaufgabewahrzunehmen, jederzehnte
Stiftungsrat jedoch als ungenügend oder schlecht.
Die Arbeitnehmer stufen sich als etwas weniger
kompetent ein als die Arbeitgeber, insbesondere die-
jenigen von autonomen Kassen.

Im Quervergleich werden Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmervertreter als unterschiedlich kompetent ein-
gestuft: So meint nur rund die Hälfte aller Befrag-
ten, dieArbeitnehmer-Stiftungsräte seien sehrhoch
oder hoch kompetent, während dieser Anteil bei
den Arbeitgebervertretern, dem Präsidenten, der
operativen Leitung und den Gründervertretern von
Sammelstiftungen immer bei mindestens 75 Pro-
zent liegt. 11 Prozent der Arbeitnehmervertretun-
gen werden als inkompetent eingestuft. „Insgesamt
bestätigen die Befunde die gängigen Erwartungen:
Den professionellen Akteuren (operative Leitung,
Gründerin) schreiben die Befragten mehr Kompe-
tenz zu als denMilizakteuren“, so die Autoren.

Zusätzlich wurde gezielt nachgefragt, ob
Arbeitnehmervertreter weniger einflussreich
seien als Arbeitgebervertreter. Eine Minderheit von
26 Prozent der Stiftungsräte stimmt dem zu. Nur
jeder zehnte Stiftungsrat von Sammeleinrichtun-
gen nimmt ein solches Machtgefälle wahr, während
es bei den übrigen Vorsorgeeinrichtungen nahezu
jeder dritte ist. Als wichtigste Gründe werden Unter-
schiede bezüglich Wissen und Führungserfahrung
angegeben, was die These vom Kompetenzgefälle
bestätigt. Arbeitgebervertreter nehmen bei den
Arbeitnehmern häufiger einen Mangel an Füh-
rungserfahrung undWissen wahr als diese selber.
Die paritätische Organisation von Pensionskassen
bedingt, dass Milizorgane – in der Regel mehrheit-
lich Laien – die Profis in der Geschäftsführung und
die Experten führen sollen. Der Informationsvor-
sprung der Profis wird von den Interviewpartnern
der Studie nicht bestritten. Ob dies allerdings zu
einer Dominanz der professionellen Akteure führt,
darüber sinddieMeinungengeteilt. Einige befragte
Experten sagen unverblümt, dass Stiftungsräte oft-
mals gar nicht merkten, wenn etwas nicht rund-
laufe. Andere sehen in den gesetzlichenRahmenbe-
dingungen einen ordnenden Faktor – viele Ent-
scheidungsspielräume seien bereits eingeschränkt
und Pensionskassenexperten einem hohen Legiti-
mationsdruck ausgesetzt. Bei ungenügender Leis-

Abb. 1: Fachkompetenz verschiedenerAkteure derVorsorgeeinrichtungen

Abb. 2: Besuch externerAus- undWeiterbildungskurse durch Stiftungsräte
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Quelle: BSV-Forschungsbericht Nr. 7/09: Umsetzung undWirkungen der Vorschriften über die paritätischeVerwaltung
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sich aufgrund der geltenden Haftbarkeitsrege-
lung einemexistenziellen finanziellenRisiko aus-
zusetzen. Für die meisten Stiftungsräte bedeutet
das Amt eine Zusatzbelastung, die nicht durch
eine Entlastung von den normalen Arbeitszeit-
pflichten kompensiert wird. Wenn der Einsatz
finanziell entschädigt wird, dann eher beschei-
den – und die mit dem Amt verbundene soziale
Anerkennung ist nicht sonderlich hoch. Eher
gibt’s Kritik von den Kollegen und Mit-Destinatä-
ren statt Lob.

Was ist zu tun? Den Stein der Weisen hat auch
die BSV-Studie nicht gefunden. Die vorgeschlage-
nen Massnahmen sind wenig spektakulär: eine aktive
Suche nach neuen Stiftungsräten, eine verbesserte
Kommunikation zwischen Stiftungsrat und Versicher-
ten, frühzeitig Stellvertreter (Suppleanten) einbinden
sowie die Ausbildung optimieren. Auch in Zukunft
werden die Kandidaten für die Stiftungsräte nicht
Schlange stehen. ■

tung drohe die Auswechslung. Vorausgesetzt, das
oberste Organ ist sich seiner Führungsaufgabe
bewusst.
EinEinflussgefälle entstehtdort,woein falschesRol-
lenverständnis und unklare Verantwortlichkeiten
bestehen. Stiftungsräte sollten nicht versuchen,
fachlich den Profis ebenbürtig zu sein. Besser sei es,
die Expertenaussagenkritisch zuhinterfragen.Nach
demGrundsatz, einen Antrag nur dann zu akzeptie-
ren, wenn man ihn wirklich verstanden hat: „Dazu
gehören auch der Mut zu sogenannt dummen Fra-
gen und das Ablegen eines übergrossen Respekts vor
den professionellen Akteuren.“ Zudem fokussierten
Stiftungsräte oftmals operative Fragen und vernach-
lässigten dabei ihre strategische Rolle (siehe Box
„Stiftungsräte: Pflichten und Verantwortung“).

■ Einig sind sich alle Befragten über die Rekrutie-
rungsprobleme. 63,1 Prozent der Stiftungsräte aus
der BSV-Studie bezeichnen es als schwierig oder eher
schwierig, kompetente Arbeitgeber- oder Arbeitneh-
mervertreter zu finden. Vor allem die Suche nach
Arbeitnehmervertretern erweist sich sowohl in Sam-
melstiftungen als auch in autonomen Kassen als
deutlich schwieriger wie die Suche nach Arbeitge-
bervertretern. Laut Experten erschwert die grössere
Fluktuation auf Arbeitnehmerseite die Rekrutie-
rung zusätzlich.
Mit einem Stiftungsratsamt lassen sich – gerade
in anspruchsvollen Zeiten wie diesen – keine Lor-
beerenverdienenund für viele stimmenauchAuf-
wand und Ertrag nicht. Potenzielle Stiftungsrats-
kandidaten nehmen die Aufgabe als komplex,
technisch und anspruchsvoll wahr. Gleichzeitig
besteht die weit verbreitete – verzerrte – Ansicht,

Der Stiftungsrat ist das oberste Organ der Pen-
sionskasse. Dieses hat die strategischen Ziele
festzulegen und die Vorsorgeeinrichtung zu über-
wachen. Im Interesse der Versicherten hat der
Stiftungsrat die Vorsorgesicherheit zu gewährleis-
ten. Zentrale Aufgaben sind nicht delegierbar, wie
– Oberleitung der Pensionskasse
– Auswahl der externen Organe
– Erlass von Reglementen
– Festlegen der Organisation
– Verwendung desVermögens
– Aufsicht über die Geschäftsführung
– Sicherstellen des finanziellen Gleichgewichts
– Genehmigung der Jahresrechnung und des Jah-
resberichts

– Feststellen und Genehmigung einer (Teil-)Liqui-
dation

Andere Tätigkeiten kann der Stiftungsrat delegie-
ren, hat dabei aber Sorgfaltspflichten zu genügen.
Dazu gehören
– Geschäftsführung
– Ausarbeiten von Reglementen
– Führen der Buchhaltung und Erstellen der Jah-
resrechnung sowie des Jahresberichts

– Verwaltung desVermögens
– Pflege der Beziehungen zuVersicherten und
Behörden

– Erstellen des Budgets und der Liquiditätspla-
nung

– Durchführen einer (Teil-)Liquidation
Das Gesetz sieht Vorschriften zur Vermeidung von
Interessenkonflikten vor, an die sich Stiftungsräte
zwingend zu halten haben. Bei Verträgenmit Stif-
tungsräten, Geschäftsführern,Vermögensverwal-
tern sowiemit nahestehenden Personen ist volle
Transparenz wichtig. Jeder Stiftungsrat erlangt
Organstellung und ist für den Schaden verant-
wortlich, den er absichtlich oder fahrlässig verur-
sacht. Stiftungsrätemüssen alsomit der nötigen
Sorgfalt handeln und dürfen ihre Befugnisse nicht
überschreiten. Gegenüber Dritten gilt eine
Schweigepflicht.

Quelle:VZRatgeber „Handbuch für denPensionskassen-Stiftungsrat“,Zürich 2011

Stiftungsräte: Pflichten undVerantwortungAbb. 3: Zeitaufwand der Stiftungsräte für ihr Mandat
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Quelle: BSV-Forschungsbericht Nr. 7/09: Umsetzung undWirkungen der Vorschriften über die paritätischeVerwaltung
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denen Exponenten als Arbeitgeber- und
Arbeitnehmervertreter ihre Lebenserfah-
rung und ihr berufliches Expertenwissen
in die Vorsorgeeinrichtung ein. Entschei-
dend ist meiner Meinung nach nicht der
Kompetenzunterschied zwischen Stif-
tungsrat und Pensionskassenverwaltern.
Wichtiger ist, dass die Kluft zwischen den
Pensionskassenverantwortlichen und
den externen Spezialisten nicht grösser
wird. Das bedingt aber eine stetige Wei-
terbildung.

Im Lehrgang setzen Sie auf Hand-
lungsorientierung.
Handlungsorientierung bedeutet, dass
authentische, konkrete Problemstellun-
gendieGrundlage zur Konstruktion von
neuemWissen und von neuen Fertigkei-
ten bilden: Damit der Geschäftsführer
die Verpflichtungen seiner Vorsorgeein-
richtung beurteilen kann,muss er diese
unter Berücksichtigung der Grundla-
gen der Mathematik und Statistik in
konkreten Aufgabenstellungen berech-
nen können. Die Studierenden sollen
aber auch die zugrunde liegenden

Modelle verstehen, damit sie mit einem beauftragten
Anlagestrategieberater oder einem Vermögensverwal-
ter auf Augenhöhe verhandeln und deren Vorschläge
unabhängig beurteilen könnten. Es muss daher im
Bereich der Aktiven beispielsweise ein vertieftes Ver-
ständnis für die Funktionsweise von Aktien- oder Obli-
gationenmärkten vorhanden sein.

Lässt sich der Lehrgang neben einer 100-Pro-
zent-Berufstätigkeit bewältigen?
Natürlich gibt es Phasen, in denen einzelne Studie-
rende an ihre Grenzen kommen. Insgesamt zeigen die
Erfahrungen aber, dass sich unser Modell mit Unter-
richtsblöcken von drei Tagen circa einmal im Monat
gut bewährt. Die Abwesenheiten und Stellvertretun-
genamArbeitsort lassen sich so relativ gutplanen.Und
es bleibt zwischen den einzelnen Blöcken Zeit, um das
Gehörte zu verarbeiten und zu vertiefen.

In der zweiten Säule bestimmen die Politik, die
Demografie und die Märkte die Rahmenbedin-
gungen. Daran kann auch der HSLU-Lehrgang
nichts ändern – egal wie qualifiziert die Studie-
renden sind.
An den Rahmenbedingungen können auch gut ausge-
bildete Mitarbeitende nicht viel ändern. Der demogra-
fische Wandel und die Herausforderungen an den
Finanzmärkten betreffen zudem nicht nur die Vorsor-
gesysteme in der Schweiz. Wichtig ist aber, dass ich als
Pensionskassenverantwortlicher einschätzen kann,
welche Auswirkungen diese veränderten Rahmenbe-
dingungen auf die eigene Vorsorgeeinrichtung haben.
Dafür muss ich letztlich die Risikotreiber analysieren
und verstehen, wie stark meine Vorsorgeeinrichtung
gegenüber diesen Faktoren exponiert ist. Eine fun-
dierte und qualifizierte Aus- und Weiterbildung ist
eine grundlegende Voraussetzung, dass man diesen
Herausforderungen begegnen kann. ■

Herr Professor Döhnert, machen Sie sich Sor-
gen um Ihre zweite Säule?
Die gegenwärtige Situation an den Finanzmärkten,
aber auchdie „Baustellen“ imSystemder zweitenSäule
stellen die Entscheidungsträger in den Pensionskassen
vor grosse Herausforderungen. Insofern bin ich natür-
lich auch anVorschlägen undmöglichenMassnahmen
interessiert, die die berufliche Vorsorge langfristig sta-
bilisieren.

Die Herausforderungen für Pensionskassen
und Stiftungsräte werden grösser.Wie gut sind
die Verantwortlichen dafür gewappnet?
Der Ausbildungsstand bei den Verantwortlichen ist
sehr heterogen, insofern lässt sich diese Frage auch
nicht allgemein beantworten. Zudem ist die Komplexi-
tät der Herausforderungen sehr hoch. Auchwennman
sich ausheutiger Sicht gewappnet fühlt, kanndasmor-
gen schon nichtmehr stimmen.

Das istWasser auf die Mühlen der Anbieter von
Weiterbildung. Warum soll ich als PK-Verant-
wortlicher gerade Ihren Lehrgang absolvieren?
Der Lehrgang DAS/MAS Pensionskassenmanagement
der Hochschule Luzern gewährleistet neben einer
hohen Praxisnähe eine sehr gute theoretische Fundie-
rung. Damit werden die Studierenden beispielsweise
befähigt, die Vorschläge und Empfehlungen von Pro-
duktspezialisten oder Beratern kritisch zuhinterfragen.
Von grosser Bedeutung ist in unserem Lehrgang auch
der Austausch mit den Dozierenden und den anderen
Studierenden. Die verhältnismässig kleine Klassen-
grösse fördert eine offene Diskussionskultur. Ferner
können die Studierenden bei der zeitlichen und teil-
weise inhaltlichen Ausrichtung des Studiums ihre indi-
viduellen Bedürfnisse berücksichtigen. So kann der
Lehrgang bereits nach einer Diplomstufe oder – bei ent-
sprechend längerer Dauer – nach einer Masterstufe
abgeschlossen werden. Schliesslich bietet der Lehrgang
neben der fachlichen Verbesserung eine idealeMöglich-
keit, um das persönliche Netzwerk zu erweitern.

Dafür müssen die Teilnehmenden richtig tief in
die Tasche greifen. Der Masterlehrgang kostet
33 000 Franken. Das können sich nur grosse
Vorsorgeeinrichtungen leisten. Läuft der Trend
Richtung weniger und grösserer Pensions-
kassen?
Ausunserer Sichtwird sichder Trend zugrösseren Pen-
sionskassen auch in der Zukunft fortsetzen. Die Aufga-
ben sind heute so komplex und vielfältig, dass kleine
Kassen diese kaum noch bewältigen können. Zudem
zeigen sich bei grösseren Kassen häufig Effizienzge-
winne, was sich positiv auf die Verwaltungskosten pro
Versicherten auswirken kann.

Die Kompetenzkluft zwischen gut ausgebilde-
ten PK-Verwaltern und Laienstiftungsräten
wird durch Angebote wie Ihres noch grösser.
Hat die zweite Säule ein Konstruktionspro-
blem?
Natürlich führt die Ausgestaltung der zweiten Säule in
der Schweiz als Milizsystem zu besonderen Herausforde-
rungen. Deswegen hat die zweite Säule aber kein Kons-
truktionsproblem. Im Milizsystem bringen die verschie-

Am 19.März 2012 startet am
Institut für Finanzdienstleis-
tungen Zug IFZ der zweite
zweistufige LehrgangMAS/
DAS Pensionskassenmanage-
ment. Zielpublikum sind Perso-
nenmit Hochschulabschluss
oder gleichwertiger Ausbil-
dung, die anspruchsvolle Fach-
und Führungsfunktionen in der
beruflichenVorsorge wahrneh-
men. Die erste Stufe zum „Dip-
loma of Advanced Studies“
(DAS) dauert rund 16Monate
und vermittelt grundlegendes
Wissen. Darauf baut der sechs-
bis zwölfmonatige Zertifikats-
kurs zum „Master of Advanced
Studies“ (MAS) auf, der auf in-
dividuelle Bedürfnisse ausge-
richtet wird undmit einer pra-
xisorientiertenMasterarbeit
abschliesst. Detaillierte Infor-
mationen unter www.hlsu.ch/
pensionskassen
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